Aushilfsarbeitsvertrag für Schüler / Schülerinnen

Der Vertragsabschluss mit einem Minderjährigen (18. Lebensjahr noch nicht vollendet) bedarf der Zustimmung der gesetzlichen Vertreter (Eltern).

Für Kinder (15. Lebensjahr) und  vollzeitschulpflichtige   Jugendliche  (.15. aber  18.  Lebensjahr   noch    nicht   vollendet)    gilt   das  Beschäftigungsverbot   (§ 5 Jugendarbeitsschutzgesetz JArb SchG). Vollzeitschulpflichtige Jugendliche dürfen einen Ferienjob annehmen, sofern die Beschäftigung auf die Schulferien und auf höchstens 4 Wochen im Kalenderjahr begrenzt ist.

 lm Übrigen gilt für Jugendliche das Jugendarbeitsschutzgesetz: z.B. max. B Std. täglich, max. 40 Std. wöchentliche Arbeitszeit.

Aushilfsarbeitsvertrag für Schüler /Schülerinnen

Zwischen der Firma__________________________

_

· im folgenden ,,Arbeitgeber" genannt  und

Herrn/Frau_________________________________

- im folgenden ,,Arbeitnehmer" genannt -

(falls der Arbeitnehmer noch nicht voltjährig ist, hier die Erziehungsberechtigten

mit eintragen)

wird folgender befristeter Arbeitsvertrag geschlossen.

1. Beginn und Tätigkeit eines befristeten Arbeitsverhältnisses mit Sachgrund ,,Ferien-/Freizeit - Aushilfstätigkeit"

Der Arbeitnehmer wird befristet eingestellt ab_____________ bis

Zum:____________________________

Als________________________________________________________________

Tätigkeitsbeschreibung).

Der   Arbeitgeber   kann   dem   Arbeitnehmer   auch   andere  Aufgaben  im  Unternehmen  übertragen, die  seinen  Fähigkeiten entsprechen, oder seinen Arbeitsort und -platz verlegen, soweit dies zumutbar ist.

2. Bezüge und Arbeitszeit

Der Arbeitnehmer erhält als Vergütung  Brutto _________  €  Stundenlohn* /___________€  Monats-* (Wochen-) Gehalt. Die Arbeitszeit beträgt täglich./ Wöchentlich./ monatlich* ____________Stunden.

Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen wird  einvernehmlich  zwischen den Vertragspartnern festgelegt. Im Übrigen richtet sich die Arbeitszeit nach den betrieblichen Erfordernissen im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen.

3. Entgeltfortzahlung und Urlaub

Der Arbeitnehmer hat im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen für die Dauer der Aushilfstätigkeit Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Ab einer Beschäftigungsdauer von mindestens einem Monat entsteht ein Urlaubsanspruch nach dem Bundesurlaubsgesetz. Für jeden vollen Beschäftigungsmonat wird ein Zwölftel des Jahresurlaubs gewähr1. Die Lage und Verteilung des Urlaubs wird dabei einvernehmlich zwischen den Vertragspartnern festgelegt. lm Übrigen gelten die gesetzlichen Urlaubsbestimmungen.

4.Kündigung

Dieser Arbeitsvertrag endet zu dem unter 1. angegebenen Datum, ohne das es einer Kündigung bedarf. Ansonsten kann dieser Arbeitsvertrag beiderseits unter Anwendung der  gesetzlichen Kündigungsfristen  nur schriftlich gekündigt werden.  Soweit die Voraussetzungen des § 622 Abs. 5 Nr. 1 BGB vorliegen, kann das Arbeitsverhältnis von beiden Vertragsparteien mit einer Frist von 3 Tagen  (Laufzeit des Arbeitsverhältnisses ist max. 3 Monate ! ) gekündigt werden. Für eine fristlose Kündigung aus wichtigem Grund gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

5. Ausschlussfrist

Alle Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb von 3 Monaten nach Fälligkeit schriftlich gegenüber dem Vertragspartner geltend gemacht worden sind. Wird der Anspruch abgelehnt oder äußert sich die andere Vertragspartei nicht innerhalb von 4 Wochen nach Geltendmachung des Anspruches, so verfällt dieser, wenn er nicht innerhalb von 2 Monaten nach der Ablehnung oder dem Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird. Das gilt nicht für Ansprüche aus unerlaubten Handlungen.

6. Beiträge zur Sozialversicherung

Werden die sozialversicherungsfreien Einkommensgrenzen überschritten oder handelt es sich um ein geringfügiges Arbeitsverhältnis, zahlt der Arbeitgeber, sofern die Anzahl der Beschäftigungsverhältnisse und die Höhe der Entgeltzahlung die gesetzlich vorgegebenen Grenzwerte nicht überschreiten, die gesetzlich festgelegten Pauschalbeiträge zur Kranken- und Rentenversicherung. Über eine weitere entgeltliche Nebentätigkeit/Aushilfstätigkeit hat der Arbeitnehmer den Arbeitgeber zu unterrichten, damit eine korrekte sozialversicherungs- und steuerrechtliche Beurteilung dieser Beschäftigung erfolgen kann. Unterlässt der Arbeitnehmer dies, haftet er für nachträglich zu zahlende Sozialversicherungsbeiträge.

7. Besteuerung

wird die steuerfreie Einkommensgrenze überschritten und nichts anderes vereinbart, erfolgt bei geringfügigen Arbeitsverhältnissen die pauschale Versteuerung des Entgelts durch den Arbeitgeber. soll eine pauschale Versteuerung durch den Arbeitgeber nicht vorgenommen werden, hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber eine

Lohnsteuerkarte vorzulegen. Die Versteuerung erfolgt dann auf der Grundlage der Lohnsteuerkarte. lm Rahmen des Lohnsteuerjahresausgleiches erfolgt ggf. eine Steuerrückerstattung.

8. Schriftformklausel und Schlussbestimmungen

Änderungen, Nebenabreden und Ergänzungen dieses Vertragesbedürfen zu ihrer Gütigkeit der Schriftform; dies gilt auch für den verzicht auf die Schriftform. Mündliche Vereinbarungen über die Aufhebung der Schriftform sind nichtig. sind einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam, so wird hierdurch die Wirksamkeit des übrigen Vertrages nicht berührt. 

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, über alle ihm bekannt gewordenen betriebsinternen Angelegenheiten, auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses, Stillschweigen zu bewahren. Der Arbeitnehmer hat alle Änderungen in den persönlichen Verhältnissen, soweit sie für das Arbeitsverhältnis wichtig sind, ohne besondere Aufforderung sofort zu melden.

Dies trifft besonders bei Wechsel der Wohnung / des Wohnortes oder des Familienstandes und der Aufnahme eines zusätzlichen Beschäftigungsverhältnisses zu. Alle Gegenstände und Unterlagen hat der Arbeitnehmer spätestens bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses dem Arbeitgeber zurückzugeben. Ein Zurückbehaltungsrecht des Arbeitnehmers besteht nicht.

9. Weitere Vereinbarungen:

· Keine        Nachstehend  u.  ggf.  Fortsetzung auf  Beiblatt

--------------------------------------




-------------------------------------------

Oft, Datum                                                        


Arbeitnehmer ggf. Erziehungsberechtigte


















-------------------------------

Unterschrift Arbeitgeber

* nichtzutreffendes     durchstreichen

